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. BGB §11

Ein eheliches Kind, dessen gesamtvertretungsberech- 
tigte Eltern unabhängig voneinander den bisherigen 
gemeinschaftlichen Wohnsitz aufgeben und getrennte 
Wohnsitze begründen, hat einen von beiden Eltern 
abgeleiteten Doppelwohnsitz.

BGH, Beschl.v. 7» Juli 1967 _■ xv ZB 179/^7 " OLG Düsseldorf 
LG Kleve 
AG Moers



BI N DESGERICHTSHOF

IY ZB 179/67 BESCHLUSS



Der IV# Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
den VorlegungsheSchluß des OherlandesgerichtB Düsseldorf 
vom 23. März 1967 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten 
Ascher und der Bundesrichter Baske, Johannsen, Maaß und 
Dr. Graf

in der Sitzung vom 7. Juli 1967 
beschlossen:

Die Beschlüsse der 4. Zivilkammer des 
Landgerichts Kleve vom 1. Dezember 1966 
und des Amtsgerichts Moers vom 17# Fe­
bruar 1966 - dieser, soweit er die Über­
tragung der elterlichen Gewalt über das 
Kind Ralf Müller betrifft - werden auf­
gehoben.
Die an das Amtsgericht Moers gerichteten 
Anträge der Eltern auf Übertragung der 
elterlichen Gewalt Uber das Kind Ralf 
Müller werden zurückgewiesen.

G r ü n d e  :
»

I.

Durch Urteil des Landgerichts Kleve vom 12. Fe­
bruar 1969, rechtskräftig seit diesem Tage", ist die Ehe 
der Eltern M. aus dem Verschulden des Vaters geschieden 
worden. Aus der Ehe sind drei Kinder hervorgegangen, 
nämlich die am 23. Dezember 1946 geborene Christa Mtttt
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der am 28. Februar 1948 geborene Harald MflHM und 
der am 2. Januar 1961 geborene Half Mflmp. Der. letzt#, 
gemeinsame Wohnsitz der Eltern befand sich in R M M

im Bezirk des Amtsgerichts Moers* Am 26. Mai l" 
wurde die Mutter zur psychiatrischen Behandlung in äks 
Rheinische Landeskrankenhaus Bedburg-Hau eingewiesen. 
Sie hatte zuvor einmal im Speicher über der ehelichen 
Wohnung und einmal im Schlafzimmer Feuer gelegt. Seit 
ihrer Entlassung aus dem Krankenhaus am 19- August 9̂* 
wohnt die Mutter bei ihrer Mutter Josefine B f l M M  in 
OflMMMft. Sie hat sich während des Scheidungsverfah­
rens entschlossen, nicht mehr in die frühere eheliche 
Wohnung in Rheinhausen zurückzukehren. Im Januar 1965 
brachte der Vater das Kind Ralf bei einem Bruder der 
Mutter, Hermann B M H f r *  in 0 O T H B 1  unter. Dort häl 
sich das Kind seither ununterbrochen auf. Am 1. Febri 
1965 räumte der Vater die eheliche Wohnung in 
M R  und verzog nach EflM, wo er seitdem seinen Wohne 
hat. Bei ihm befindet sich der Söhn Harald, während di' 
Tochter Christa aus beruflichen Gründen in R l M M M M N l  
blieb, wo sie bei einer mit ihren Eltern befreundeten 
Familie wohnt.

Während deB Scheidungsrechtsstreits hat das Landg; 
rieht mit Beschluß vom' 15* Juli 1964 die Sorge für die 
Ferson der drei Kinder dem Vater übertragen. Die Mutte 
hat mit einem am 24* November 1964 beim Amtsgericht 
Moers eingegangenen Antrag gebeten, gemäß § 16^2 BGB 
das "Sorgerecht'» für das Kind Ralf der Großmutter des 
Kindes, Josefine B M I ,  zu Übertragen. Dieser Antrag 
war in dem Zeitpunkt, in dem das Scheidungsurteil er­
ging, noch nicht beschieden.
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Der Bevollmächtigte der Mutter hat das Amtsge­
richt Moers mit einem dort am 1 5. Februar 1965 einge­
gangenen Schriftsatz von der Scheidung verständigt 
und zugleich gebeten, möglichst bald eine vormund- 
schaftsgerichtliche Entscheidung hinsichtlich des 
Kindes Ralf zu treffen. Der Vater hat mit einem am 
2. März 1965 beim Amtsgericht Moers eingegängenen 
Schriftsatz beantragt, ihm die elterliche Gewalt Uber 
das Kind Ralf zu Übertragen. Das Amtsgericht hat mit 
Verfügung vom 9» März 1965 den Eltern Gelegenheit ge­
geben, zur Frage der Regelung der elterlichen Gewalt 
Uber die aus der Ehe hervorgegangenen Kinder Stellung 
zu nehmen. Die Mutter hat daraufhin erneut ersucht, 
die elterliche Gewalt Uber das Kind Ralf der Großmut­
ter Josefine Brücker zu übertragen.

Das Amtsgericht hat gemäß § 1671 BGB die elterli­
che Gewalt Uber die drei Kinder dem Vater übertragen.

Gegen diesen Beschluß hat die Mutter insoweit Be­
schwerde eingelegt, als die elterliche Gewalt über das 
Kind Ralf dem Vater übertragen wurde. Das Landgericht 
hat der Beschwerde stattgegeben, den Beschluß des Amts­
gerichts teilweise geändert und die elterliche Gewalt 
Uber das Kind Ralf der Mutter übertragen. Das Landge­
richt hat die Zuständigkeit des Amtsgerichts in Moers 
bejaht, da der Vater erst nach Rechtskraft des Schei­
dungsurteils, also nach dem gemäß § 36 FGG maßgeblichen 
Zeitpunkt, seinen Wohnsitz in Rheinhausen aufgegeben 
habe und folglich dort auch das Kind Ralf noch seinen 
Wohnsitz gehabt habe.
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Der Vater hat weitere Beschwerde mit dem Antrag 
eingelegt, die elterliche Gewalt Uber das Kind Half 
ihm zu übertragen.

Das Oberlandesgericht ist nach dem Ergebnis der ; 
von ihm zur Präge der Zuständigkeit durohgeführten 
Ermittlungen (vgl. dazu BayObGZ 1962, 11? Keidel,
PGG, 9* Aufl. § 27 Rz 45) davon ausgegangen, daß zu 
dem Zeitpunkt, in dem das Amtsgericht Moers erstmals 
mit der Regelung der elterlichen Gewalt gemäß § 1671 
BGB befaßt wurde, nämlich am 15. Februar 1965, kein 
Elternteil mehr seinen Wohnsitz in Rheinhausen hatte, 
und daß auch beide Eltern nicht den Willen hatten, 
für eines der Kinder einen besonderen, nicht von ihrem' 
eigenen Wohnsitz abgeleiteten Wohnsitz zu begründen. * 
Es ist der Auffassung, daß die Kinder bei getrenntem 
Wohnsitz gesamtvertretungsberechtigter Eltern einen 
von beiden Eltern abgeleiteten Doppelwohnsitz haben, 
hier also in und in Es möchte daher
die Zuständigkeit de3 Amtsgerichts in Moers verneinen 
und die des Amtsgerichts in Oberhausen oder des Amts­
gerichts in Essen bejahen.

- : - :

An dieser Entscheidung sieht sich das Oberlandes­
gericht durch den Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm 
vom 50. September 1965 (15 Sbd 29/65 - FamRZ 1966, 515) 
sowie durch einen Beschluß des Bayerischen Obersten 
landesgerichts vom 25. Juli 1964, BReg 1 Z 66/64 
(BayOblGZ/1964, 257) gehindert. Das Oberlandesgericht 
in Hamm ist der Ansicht, daß ein eheliches Kind seinen 
Wohnsitz am'letz ten^gemeic* samenj Wohnort •' seiner/™ -ih«' ■
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zwischen geschiedenen - Eltern in der Regel auch dann 
behält, wenn beide Eltern mittlerweile diesen Wohnsitz 
aufgegeben haben und das Kind auswärts untergebracht 
worden ist. Dagegen wird nach der Auffassung des Bayeri­
schen Obersten Landesgerichts ein eheliches Kind in der 
Regel wohnsitzlos, wenn die gesamtvertretungsberechtig­
ten Eltern ihren bisherigen gemeinschaftlichen Y/ohnsitz 
unabhängig voneinander und zu verschiedenen Zeitpunkten 
aufgeben.

Das Oberlandesgericht hat daher die Sache gemäß 
§ 28 Abs. 2 FGG dem Bundesgerichtshof zur Entscheidung 
vorgelegt.

II.

Die Voraussetzungen des § 28 Abs. 2 FGG sind gege­
ben. DieiVorlegung war zwar nicht im Hinblick auf den 
Beschluß des Oberlandesgerichts in Hamm geboten. Denn 
diese Entscheidung ist nicht auf weitere Beschwerde ge­
mäß § 27 EGG ergangen, sondern hat die Bestimmung des 
zuständigen Gerichts gemäß § 5 FGG zum Gegenstand. Da­
gegen sind im Hinblick auf den vorerwähnten Beschluß 
des Bayerischen Obersten Landesgerichts die Voraus­
setzungen für eine Vorlegung nach § 28 Abs. 2 EGG in 
Verbindung mit § 199 FGG und Art. 23 Nr. 1 BayerAGGVG 
vom 17. November 1956 {BayBS III 3) gegeben. Diese Ent­
scheidung ist in einem Verfahren, das die Übertragung 
der elterlichen Gewalt Uber ein Kind geschiedener El­
tern gemäß § 1671 BGB zum Gegenstand hatte, auf weitere 
Beschwerde des Vaters ergangen. Nach dem der Entschei-



- 7 -

dung zu Grunde liegenden Sachverhalt hatten in dem 
nach § 43 Abs* 1 EGG maßgeblichen Zeitpunkt beide 
Eltern den bisherigen gemeinschaftlichen Wohnsitz 
aufgegeben. Die Mutter war nach den USA ausgewan­
dert; bei ihr befand sich auch das Kind. Der Vater 
hatte einen neuen Wohnsitz im Bezirk eines anderen 
in Bayern befindlichen Amtsgerichts begründet. Das 
Bayerische Oberste Landesgericht hat das Kind als 
wohnsitzlos angesehen und das Amtsgericht angewie­
sen, das Verfahren an das Amtsgericht Schöneberg in 
Berlin-Schöneberg als das gemäß § 36 Abs. 2 Satz 1 
EGG zuständige Gericht abzugeben. Die Ent sehe idling 
beruht auf der vom vorlegenden Oberlandesgericht an­
geführten, von ihm jedoch nicht gebilligten Auslegung 
des § 11 BGB. Diese Vorschrift des Bundesrechts be­
trifft eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichts­
barkeit im Sinne des § 1 EGG. Dies ergibt sich aus 
der in den §§ 36» 43 EGG getroffenen Zuständigkeits­
regelung, die an § 11 BGB anknüpft. Daß die Vorschrif 
ausschließlich für das Verfahren der freiwilligen Ge­
richtsbarkeit von Bedeutung ist, ist nicht erforder­
lich (Keidel, aaO § 28 Hz 12).

Der Bundesgerichtshof ist daher nach § 28 Abs. 2 
EGG zur Entscheidung über das Rechtsmittel berufen.

III.

Die weitere Beschwerde ist nach §§ 27» 29» 20,
57 Abs. 1 Nr. 9 EGG zulässig. Sie ist auch begründet.



Der angefochtene Beschluß und der Beschluß des 
Amtsgerichts Moers, letzterer, soweit er die Über­
tragung der elterlichen Gewalt über das Kind Ralf 
betrifft, können nicht bestehen bleiben, weil beide 
Entseheidungen zu Unrecht von der Zuständigkeit des 
Amtsgerichts Moers ausgegangen sind.

1. Nach § 43 Abs. 1 FGG bestimmt sich die örtliche 
Zuständigkeit des Vormundschaftsgerichts in einem Ver­
fahren, das die Regelung der elterlichen Gewalt zum 
Gegenstand hat, nach § 36 Abs. 1, 2 FGG. Dabei ist für
jede einzelne Angelegenheit der Zeitpunkt maßgebend,

•

in welchem das Gericht mit ihr befaßt wird. Nach § 36 
FGG ist dasjenige Gericht Örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk das Kind zu dem maßgeblichen Zeitpunkt seinen 
Wohnsitz oder in Ermangelung eines inländischen Wohn­
sitzes seinen Aufenthalt hat. Ale maßgeblicher Zeit­
punkt kommt hier der 15- Februar 1965 in Betracht, da 
ah diesem Tage das Amtsgericht Moers Kenntnis von der 
rechtskräftigen Scheidung erhalten hat. Zwar war bei 
diesem Amtsgericht zuvor schon ein Verfahren zur Re­
gelung der elterlichen Gewalt der getrennt lebenden 
Eltern (§ 1672 BGB) anhängig. Gegenüber einem solchen 
Verfahren stellt jedoch die Übertragung der elterlichen 
Gewalt nach der Ehescheidung (§. 1671 BGB) eine selbstän­
dige Angelegenheit im Sinne des § 43 Abs. 1, Halbsatz 2 
FGG dar (BayObLGZ 1962, 115: OLG Hamm in FaraRZ 1966,
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2. Die örtliche Zuständigkeit des Eratgerichts ist 
im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit in je­
der Instanz von Amte:vw e g a : ^ ; : bii*r.md::zuvbeab-ntfe». 
Das Rechtsbesehwerdegericht kann die von den Instanz* 
gerichten hierzu getroffenen Feststellungen selbstän 
dig nachprüfen sowie neue Tatsachen und Beweismittel: 
berücksichtigen (vgl. die bereits erwähnte Entschei­
dung BayObLGZ 1962, 11). Nach den vom vorlegenden 
Oberlandesgericht getroffenen Feststellungen, denen 
der Senat Beitritt, hatte in dem maßgeblichen Zeit­
punkt - 15» Februar 1965 - kein Elternteil mehr sei­
nen Wohnsitz im Bezirk des Amtsgerichts Moers. Zu prü­
fen ist, welchen Einfluß die Wohneitzverlegungen auf: 
den Wohnsitz der drei Kinder hatten, für die nach den 
weiteren zutreffenden Erwägungen des vorlegenden Obei 
landesgerichts die Eltern nicht einen besonderen, nibj 
von ihrem eigenen Wohnsitz abgeleiteten Wohnsitz be-^ 
gründen wollten.

3. Nach § 11 Abs. 1 Halbsatz 1 BGB teilt ein eheli­
ches Kind den Wohnsitz der Eltern. Haben die Eltern 
nicht denselben Wohnsitz, so teilt das Kind nach § 11 
Abs. 1 Halbsatz 2 BGB idF. des Art. 1 Nr. 4 des Glei 
berechtigungsgesetzes vom 18. Juni 1957 (BGBl I 609) 
den Wohnsitz des Elternteils, der es in persönlichen 
Angelegenheiten vertritt. Diese Frage wurde in Art. 1 
Nr. 22 des Gleichberechtigungsgesetzes durch eine Neu 
Fassung des § 1629 Abs. 1 BGB zu Gunsten des Vaters 
geregelt, sofern nicht die Mutter die elterliche Ge­
walt allein ausübt oder ihr die Entscheidung nach 
§ 1628 Abs. 2 und 3 BGB Übertragen ist. Die Vorschrif
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ten der §§ 1628, 1629 Abs. 1 n.F. BGB sind aber durch 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 29* Juli 1959 

• (BVerfGE 10, 59) mit Gesetzeskraft (BGBl I 653) für 
nichtig erklärt worden.

Die Frage, welche Folgerungen aus dieser Entschei­
dung des Bundesverfassungsgerichts hinsichtlich des 
Wohnsitzes ehelicher Kinder gesamtvertretungsberechtig- 
ter Eltern, die ihren bisherigen gemeinschaftlichen 
Wohnsitz unabhängig voneinander und zu verschiedenen 
Zeiten aufgegeben haben, zu ziehen sind, wird in der 
Rechtsprechung und im Schrifttum verschieden beantwor­
tet.

a) Die eine Ansicht geht dahin, daß eheliche Kinder.*- 
ihren Wohnsitz am letzten gemeinsamen Wohnort der Eltern 
behalten, bis dieser durch gemeinsames Handeln der El­
tern oder durch die Kinder selbst aufgegeben wird (OLG 
Hamm, FamRZ 1966, 315; OLG Nürnberg, FamRZ 1961, 450, 
das jedoch für ein nach der Trennung der Eltern gebore­
nes Kind einen Doppelwohnsitz annimmt; Lange in Soergel/ 
Siebert, BGB, 9* Aufl., Vorbem. vor § 1626, Rz 32 und ■ 
Gernhuber, Familienrecht, § 46 III, S. 489).

b) Nach der zweiten Ansicht werden eheliche Kinder 
in einem solchen Falle wohnsitzlos. Dies ist die An­
sicht des Bayerischen Obersten Landesgerichts in der 
vorerwähnten Entscheidung BayObLGZ 64, 257 und des 
Oberlandesgerichts Celle in NdsRpfl 1962, 278. Ebenso 
ist nach der Auffassung des Kamraergerichts (NJW 1967,



1088) ein eheliches Kind, bei dessen Geburt die El­
tern mit verschiedenem Wohnsitz getrennt leben, wohn* 
sitzlos.

c) Die dritte Meinung geht dahin, dafl die Kinder 
bei getrenntem Wohnsitz gesamtvertretungsberechtigtei 
Eltern einen von beiden Eltern abgeleiteten Doppel- 
Wohnsitz haben. Dieser vom vorlegenden Oberlandesge- si 
rieht bereits in der Entscheidung JMB1 NEW I960, 197 
vertretenen Auffassung sind das OLG Karlsruhe - Frei-J 
bürg in ständiger Rechtsprechung, so NJW 1961, 271 
FamRZ 1966, 243 mit weiteren Nachweisen} OLG Nürnber^y 
FamRZ 1961, 450 {für ein nach der Trennung der Elter»] 
geborenes Kind); Kammergericht, NJW 1964, 1578 £glei( 
falls für ein nach der Trennung der Eltern geborenes,;: 
Kind); Staudinger/Coing, BGB, 11. Aufl. § 11, Anm. fl 
Staudinger/Donau, BGB, 10./ll. Aufl., § 1631 Rz 25} 
Staudinger/Schwörer, aaO § 1634, Rz 113 und § 1671 1 
158; Dolle, Familienrecht Bd. II § 90 I, S. 119). ‘

4. Die vom vorlegenden Oberlandesgericht vertretene 
Auffassung (vorstehend unter Ziff. 3c) verdient den 
Vorzug.

Nach § 11 Abs. 1 BGB hat das Kind einen abgelei­
teten Wohnsitz. Anknüpfungspersonen sind zunächst die 
Eltern gemeinsam. Anknüpfungsmoment ist die Tatsache 
der ehelichen Elternschaft. Dagegen ist für den Fall 
eines getrennten Wohnsitzes der Eltern auf den Wohn­
sitz desjenigen Elternteils abgestellt, der das Kind
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in den persönlichen Angelegenheiten vertritt. Bei 
dieser Regelung ging der Gesetzgeber ersichtlich von 
dem Bestreben aus, einerseits dem Grundsatz der Gleich­
berechtigung von Mann und Frau (Art. 3 Abs. 2 GG) Rech­
nung zu tragen, andererseits aber auch einen abgelei­
teten Doppelwohnsitz für das eheliche Kind zu vermei­
den. Dieses letztere Ziel war durch die Vorschrift des 
§ 1629 Abs. 1 BGB gesichert. Nachdem diese Vorschrift 
für nichtig erklärt worden ist, ist davon auszugehen, 
daß nunmehr, ebenso wie in der Zeit zwischen dem Außer­
krafttreten des der Gleichberechtigung der Geschlechter 
widersprechenden Rechts und dem Inkrafttreten des Gleich- 
berechtigungsgesetzes (Beschluß des Senats BGHZ 30, 306 
311) beide Eltern gesamtvertretungsberechtigt sind. Die 
Vorschrift des § 11 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 BGB ist 
damit nicht gegenstandslos geworden. Sie behält ihre 
Bedeutung und ihren Sinn auch dann, wenn sie in Berück­
sichtigung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichte 
dahin ausgelegt wird, daß sie bei getrenntem Wohnsitz 
der Eltern den abgeleiteten Wohnsitz derjenigen Kinder 
festlegt, die in persönlichen Angelegenheiten von einem 
Elternteil allein vertreten werden. Aus dem Wortlaut des 
§ 11 Abs. 1 BGB ergibt sich nicht, daß in dieser Vor­
schrift auch der abgeleitete Wohnsitz ehelicher Kinder 
gesamtvertretungsberechtigter Eltern mit getrennten 
Wohnsitzen geregelt werden sollte.

f

Diese Bücke im Gesetz muß von der Rechtsprechung 
ausgefüllt werden. Dabei muß der Grundsatz der Gleich­
berechtigung der Geschlechter beachtet, aber auch das
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der Vorschrift des § 11 BGB zugrundeliegende Ablei­
tungsprinzip gewahrt werden. Denn wenn eine gesetzt 
liehe Lücke in einer Vorschrift geschlossen werden 
soll, dann sind dabei die die Vorschrift kennzeich­
nenden allgemeinen Grundsätze zu beachten.

a) Die Auffassung, daß ein eheliches Kind den 
letzten gemeinschaftlichen Wohnsitz seiner gesamt­
vertretungsberechtigten Eltern behält, wenn beide 
Elternteile je einen neuen Wohnsitz begründen, steht 
zwar mit dem Grundsatz der Gleichberechtigung der 
Geschlechter in Einklang. Sie läßt sich aber mit dem 
Ableitungsprinzip des § 11 Abs. 1 Satz 1 BGB nicht 
vereinbaren, das besagt, daß das eheliche Kind, so 
lange eine Anknüpfungsperson einen Wohnsitz hat, die­
sen als abgeleiteten Wohnsitz teilt. Die Auffassung 
würde zu dem Ergebnis führen,, daß das Kind einen ge**? 
setzlichen Wohnsitz haben kann, der von dem Wohnsitz 
seiner Eltern abweicht, und zu dem jede örtliche Be­
ziehung fehlt (Dölle aaO). Die Auffassung kann auch 
nicht mit dem Hinweis begründet werden, ein Eltern­
teil, der das Kind nicht allein vertreten könne, kön­
ne ihm auch nicht durch einen einseitigen Wohnsitz- 
wechool einen neuen Wohnsitz geben. Denn die Begrün­
dung eines weiteren gesetzlichen Kindeswohnsitzes 
tritt durch den Wegzug des einen Elternteils von selbs 
ein. Dies ergibt sich aus dem Wesen des gesetzliche^ 
Kindeswohnsitzes, der vom Willen beider Eltern unab­
hängig ist (Dölle aaO). Gegen die Auffassung spricht 
schließlich auch die Regelung des § 11 Abs. 1 Satz 3
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BGB. Diese Bestimmung beläßt in Durchbrechung des 
Ableitungsprinzips dem Kind den letzten Wohnsitz, 
den es mit der Anknüpfungsperson teilt» als abge­
leiteten Wohnsitz für den Pall, daß die Anknüpfungs­
person wohnsitzlos wird» Aus dieser Regelung ist im 
Wege des Umkehrschlusses zu folgern, daß dann, wenn 
beide Elternteile einen - neuen - Wohnsitz haben, 
also nicht wohnsitzlos sind, der letzte gemeinschaft­
liche elterliche Wohnsitz als abgeleiteter Kindes­
wohnsitz ausscheidet.

Diese Auffassung ist somit abzulehnen.
(

b) Die Auffassung, das eheliche Kind werde wohn- 
sitzlos, wenn seine Eltern ihren bisherigen gemein­
schaftlichen Wohnsitz durch neue getrennte Wohnsitze 
ersetzen, trägt zwar gleichfalls dem Gleichberechti­
gungsgrundsatz Rechnung. Sie wird jedoch ebenfalls 
dem Ableitungsprinzip des § 11 Abs. 1 Satz 1 BGB nicht 
gerecht, indem sie die beiden vorhandenen Elternwohn­
sitze unberücksichtigt läßt. Zudem steht auch die Re­
gelung des § 11 Abs. 1 Satz 5 BGB im Wege. Wenn das 
eheliche Kind, das einmal einen abgeleiteten Wohnsitz 
gehabt hat, selbst dann nicht wohnsitzlos wird, wenn 
seine Eltern wohnsitzlos werden, so geht es nicht an, 
ein Kind, dessen beide Eltern einen Wohnsitz haben, 
als wohnsitzlos zu betrachten.

c) Dagegen trägt die Doppelwohnsitzlösung sowohl 
dem Gleichberechtigungsgrundsatz des Art. 3 Abs. 2 GG
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als auch dem Ableitungsprinzip des § 11 Abs. 1 Satz 
1 BGB uneingeschränkt Rechnung. Es berücksichtigt bei 
der Anknüpfung beide 'Elterateile in gleicher Weise 
und beachtet das Ableitungsprinzip, indem es dem Kind 
einen abgeleiteten Wohnsitz an jedem der beiden El­
ternwohnsitze gibt. Der Einwand, dem BGB sei ein dop­
pelter abgeleiteter Kindeswohnsitz unbekannt, greift 
nicht durch. Denn die Eltern können nach § 7 Abs. 1 
BGB verschiedene gemeinschaftliche Wohnsitze begrün­
den. In einem solchen Fall hat das Kind am Ort jedes 
einzelnen dieser Wohnsitze einen abgeleiteten Wohn­
sitz. Der weitere Einwand, ein Elternteil könne den 
gev/illkürten Kindesv/ohnsitz im Sinne des § 8 Abs. 1 
BGB nicht allein verändern und sei folglich dazu auch 
nicht beim abgeleiteten Kindeswohnsitz in der Lage, 
verkennt den grundsätzlichen Unterschied zwischen dem 
abgeleiteten und dem gewillkürten Kindeswohnsitz, der; 
es verbietet, beide miteinander in Verbindung zu brin­
gen (vgl. vorstehend unter a); Dölle aaO; Schwörer,
NJW 1962, 2038).

Es kann auch nicht gesagt werden, diese Lösung 
führe zu erheblichen Schwierigkeiten in der Praxis.
Es kommt zwar nach dieser Lösung gemäß §§ 43 Abs. 1,
36 Abs. 1 EGG die örtliche Zuständigkeit zweier Amts­
gerichte in Betracht, Beiden Elternteilen bleibt es 
Überlassen, welches dieser Gerichte sie angehen wol­
len. Dabei gebührt gemäß § 4 EGG demjenigen Gericht 
der Vorzug, welches in der Sache zuerst tätig gewor­
den ist. Gemäß § 46 FGG kann das Gericht das Verfahren



an das andere Gericht aus wichtigen Gründen-, etwa 
deshalb, weil sich das Kind im Bezirk dieses Gerichts 
aufhält, abgeben. Ein zeitraubender Zuständigkeits- 
streit wird sich in aller Regel vermeiden lassen.

Aus diesen Gründen tritt der Senat der vom vor­
legenden Oberlandesgericht vertretenen Doppelwohn- 
sitzlösung bei.

Ein eheliches Kind, dessen gesamtvertretungsbe­
rechtigte Eltern unabhängig voneinander den bisheri­
gen gemeinschaftlichen Wohnsitz aufgegeben und getrenn­
te Wohnsitze begründet haben, hat somit einen von bei­
den Eltern abgeleiteten Doppelwohnsitz.

IV.

Aus diesen Gründen kommt hier die Zuständigkeit 
des Amtsgerichts in Oberhausen und die des Amtsgerichts 
in Essen in Betracht. Dagegen scheidet eine örtliche 
Zuständigkeit des Amtsgerichts in Moers aus. Daher sind 
der angefochtene Beschluß und der Beschluß des Amtsge­
richts Moers aufzuheben. Letzterer Beschluß ist jedoch 
nur insoweit aufzuheben, als er die Übertragung der el­
terlichen Gewalt über das Kind Ralf betrifft. Zwar er­
greift der Zuständigkeitsmangel, der hier zur Aufhebung 
führt, das Verfahren auch insoweit, als es die Regelung 
der elterlichen Gewalt über die beiden anderen Kinder 
zum Gegenstand hat. Jedoch erfordert § 1671 BGB nicht
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notwendig eine sachlich einheitliche Entscheidung.
Es kann vielmehr nach der Lage des Einzelfalls an­
gebracht sein, die elterliche Gewalt über einzelne 
Kinder dem Vater, über die anderen der Mutter zu 
übertragen (BayObLGZ I960, 133, 136). Daher kann we­
gen der Übertragung der elterlichen Gewalt über je­
des einzelne Kind in getrennten Beschlüssen entschie­
den werden. Insoweit bildet die Übertragung der el­
terlichen Gewalt über jedes einzelne Kind einen selb­
ständigen Verfahrensgegenstand (OLG Hamm in JMB1 NRW 
1962, 190). Demgemäß kann auch, wie hier geschehen, 
ein Elternteil sein Rechtsmittel gegen einen die el­
terliche Gewalt Uber mehrere Kinder betreffenden Be­
schluß des Vormundschäftagerichte auf ein Kind be­
schränken. Es besteht daher kein Anlaß, die Entschei­
dung des Amtsgerichts auch insoweit, als sie die übe] 
tragung der elterlichen Gewalt über die beiden ande3 
Kinder zum Gegenstand hat, aufzuheben, zumal gemäß 
§ 7 FGG der Mangel der Zuständigkeit die Wirksamkeit 
dieser Entscheidung nicht berührt.

Der Senat ist jedoch nicht in der Lage, die Sache 
an eines der beiden Örtlich zuständigen Amtsgerichte 
abzugeben oder das Amtsgericht in Moers anzuweisen, 
seinerseits die Sache an das eine oder andere dieser 
Gerichte abzugeben. Es muß den Eltern überlassen blei­
ben, sich zu entscheiden, an welches dieser Gerichte 
sie sich wendeil wollen. Auch können die in Betracht 
kommenden Gerichte von Amts^wegienttätigev/erien;:und-
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sich gegebenenfalls über die Durchführung des Ver­
fahrene verständigen.

Daher sind die an das Amtsgericht Moers gerich­
teten Anträge der Eltern auf Übertragung der elter­
lichen Gewalt über das Kind Ralf zurückzuweisen.

Ascher Raske Johannsen

Bundesrichter 
Maaß ist beur­
laubt und ver- Dr. Graf 
hindert zu un­
terschreiben.

Ascher


	- a,

	BI N DESGERICHTSHOF

	I.


	11



